Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4325 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes und des Feststcllungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 


3. In § 53 erhält Absatz 2 Nr. 4 folgende 
Fassung: 

„4. Die Ermäßigung ist vorbehaltlich 
des letzten Satzes der Nr. 5 b und 
vorbehaltlich des § 53 a nur zu ge- 
währen bei Zahlungen auf eine Ab- 
gabeschuld, die in der Person des 
Antragstellers am 21. Juni 1948 
entstanden ist.‘‘ 


1. An § 4 wird folgende Nr, 10 angefügt; 

„10. Darlehen, die auf Grund des § 46 
Abs. 2 des Bundesvertriebenenge- 
setzes in den Jahren 1953 bis 1957 
zur verstärkten Förderung der 
Flüchtlingssiedlung gewährt wer- 
den.“ 

2. An § 8 Abs. 1 werden folgende Nrn. 18 
und 19 angefügt: 

„18. das Gesetz über die Angelegenhei- 
ten der Vertriebenen und Flücht- 
linge vom 1953 (Bundes- 
gesetzbl. IS ) 

als Bundesvertriebenengesetz; 

19. das Gesetz über die Stundung von 
Soforthilfeabgäben und über Teu- 
erungszusdiläge zur Unterhaltshilfe 
vom 4. Dezember 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 934) 

als Soforthilfeanpassungsgesetz. “ 


4. Hinter § 53 wird folgender § 53 a einge- 
fügt: 


„§ 53 a 

Familienermäßigung für Heimkehrer 

(1) Die Familienermäßigung ist auch 
Heimkehrern zu gewähren, die im Zu- 
sammenhang mit einer nach dem 
20. Juni 1948 im Wege vorweggenom- 
mener Erbfolge stattgefundenen Ver- 
äußerung von Vermögen die Vermö- 
gensabgabeschuld (Vierteljahrsbeträge) 
des abgabepflichtigen Veräußerers mit 
Genehmigung des Finanzamts nach § 61 
Abs. 3 in Verbindung mit § 60 ganz 
oder teilweise übernommen haben oder 
übernehmen, wenn 

1. die Veräußerung des Vermögens spä- 
testens sechs Monate nach der Rück- 
kehr des Heimkehrers stattgefunden 
hat oder stattfindet und 
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2. anzunehmen ist, daß die Veräuße- 
rung des Vermögens bereits vor dem 
21. Juni 1948 stattgefunden hätte, 
wenn der Heimkehrer zu dieser Zeit 
im Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes oder in Berlin (West) anwesend 
gewesen wäre. 

(2) Als Heimkehrer gilt, wer die 
Voraussetzungen der §§ 1 und 1 a des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 221) ln der Fassung 
des Gesetzes zur Ergänzung und Än- 
derung des Heimkehrergesetzes vom 
30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875, 994) erfüllt. Als Zeitpunkt der 
Rückkehr ist der Zeitpunkt anzuneh- 
men, zu dem der Heimkehrer im Gel- 
tungsbereldi des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) Aufenthalt genommen 
hat oder nimmt.“ 

5. Hinter § 57 werden die folgenden §§ 57 a 
und 57 b eingefügt: 

„§ 57 a 

Vergünstigung für unbebaute Grund- 
stücke 

(1) Der Vierteljahresbetrag wird, so- 
weit er auf unbebaute Grundstücke 
(§ 53 des Bewertungsgesetzes) entfällt, 
um die Hälfte ermäßigt, wenn die 
Grundstücke an dem für die Bemessung 
der Abgabe maßgebenden Zeitpunkt 
gehört haben 

a) zum Grundvermögen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes, 

b) zum Betriebsvermögen von Woh- 
nungs- und Siedlungsunternehmen 
im Sinne des § 9 der Verordnung 
zur Durchführung des Körperschaft- 
steuergesetzes In der Fassung vom 
28. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 
1951 I S. 38), 

c) zum Betriebsvermögen von Unter- 
nehmen, deren Hauptzweck die 
Vermietung oder Verpachtung eige- 
nen Grundbesitzes ist, soweit sie 
nicht bereits unter Buchstabe b 
fallen. 

(2) Die Ermäßigung wird für die 
Zeit vom 1. April 1952 bis 31. März 
1957 gewährt. 


(3) Die Ermäßigung wird nur auf 
Antrag und nur bei Zahlungen auf eine 
Abgabeschuld gewährt, die in der Per- 
son des Antragstellers am 21. Juni 1948 
entstanden ist. Der Antrag ist bis zur 
Abgabe der (wenn auch nur vorläufi- 
gen) Erklärung zur Vermögensabgabe 
zu stellen. 

(4) Der auf das unbebaute Grund- 
stück entfallende Teil des gesamten 
Vierteljahresbetrages ist mit dem Be- 
trag anzusetzen, der dem Wertanteil 
des unbebauten Grundstücks an dem 
der Abgabe unterliegenden Vermögen 
entspricht. Bei der Ermittlung dieses 
Anteils sind 

1. die in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang mit dem unbebauten Grund- 
stück stehenden Schulden vom Ein- 
heitswert dieses Grundstücks abzu- 
ziehen, 

2. die nicht In wirtschaftlichem Zusam- 
menhang mit bestimmten Wirtschafts- 
gütern stehenden Schulden dem Wert 
des der Abgabe unterliegenden Ver- 
mögens hinzuzurechnen. 

Bei Abgabepflichtigen mit Vermögen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
und In Berlin (West) ist der Berech- 
nung des Wertanteils und des Ermäßi- 
gungsbetrags nur das Vermögen in dem 
Gebiet zugrunde zu legen (§ 80), in dem 
das unbebaute Grundstück belegen ist. 

(5) Eine nach den Absätzen 1 bis 4 
gewährte Ermäßigung ist nicht zu be- 
rücksichtigen 

1 . bei der Berechnung des Ablösungs- 
betrags, 

2. bei der Ermittlung des Zeitwerts der 
noch nicht fälligen Vierteljahrs- 
beträge (§ 77 Abs. 1 Nr. 2 a). 

§ 57 b 

Vergünstigung für Grundstücke 
mit vollzerstörten Gebäuden 

(1) Der Vierteljahrsbetrag wird, so- 
weit er auf Grundstücke mit vollzer- 
störten Gebäuden (Trümmergrund- 
stücke) entfällt, ermäßigt: 

1. um ein Drittel, wenn die Trümmer- 
grundstücke nach den §§ 35 und 36 
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einem Vierteljahrssatz von 1,5 oder 
1,7 vom Hundert unterliegen, 

2. um ein Sechstel, wenn die Trümmer- 
grundstücke nach den §§ 35 und 36 
einem Vierteljahrssatz von 1,25 oder 
1,4 vom Hundert unterliegen. 

(2) § 57 a Abs. 2 bis 5 sind sinn- 
gemäß anzuwenden.“ 

6. In § 229 Abs. 1 Satz 2 werden hinter den 
Worten „im Verhältnis zu dem unmittel- 
bar Geschädigten“ die Worte eingefügt 
„oder im Falle einer Nacherbfolge zu dem 
vor dem Schadensereignis verstorbenen Erb- 
lasser.“ 

7. In § 230 Abs. 2 wird die Nr. 4 nadi einem 
Komma wie folgt ergänzt: 

„vorausgesetzt, daß der nachträglich 
Zugezogene mit einer Person zusam- 
mengeführt wird, die schon am 31. De- 
zember 1950 im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder In Berlin (West) 
ständigen Aufenthalt hatte.“ 

8. Dem § 234 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Befindet sich der Geschädigte in 
Kriegsgefangenschaft oder ist er außer- 
halb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes oder von Berlin (West) inter- 
niert oder in einem Zwangsarbeitsver- 
hältnis festgehalten, ohne daß dies 
durch ein Verhalten veranlaßt wäre, 
das nach deutschem Strafrecht den Tat- 
bestand eines Verbrechens oder Ver- 
gehens darstellt, oder ist er verschollen, 
sind folgende Angehörige berechtigt, 
Ausgleichsleistungen für Ihn zu bean- 
tragen 

1. der Ehegatte, 

2. wenn eine Ehegatte nicht vorhanden 
ist, jeder Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch Ab- 
kömmlinge vorhanden sind, jeder 
Elternteil. 

Der Antrag kann, wenn Vertreibungs- 
schäden oder Ostschäden geltend ge- 
macht werden, nur gestellt werden, 
wenn der Antragsteller am 31. Dezem- 
ber 1950 seinen ständigen Aufenthalt 
Im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) gehabt hat.“ 


9. § 236 Satz 2 Halbsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Antrag auf Feststellung solcher 
Schäden kann nur bis zum 31. März 
1954 gestellt werden.“ 

10. In § 244 Halbsatz 1 werden hinter den 
Worten „auf Hauptentschädigung ist“ nach 
einem Komma die Worte eingefügt „vor- 
behaltlich des § 258“. 

11. Dem § 251 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die Erfüllung des Anspruchs 
auf Hauptentschädigung kann nicht 
verlangen, wer gemäß § 234 Abs. 2 die 
Gewährung von Ausgleichsleistungen 
für einen anderen beantragt hat.“ 

12. In § 254 Abs. 2 treten an die Stelle der 
Worte „ihren zerstörten oder beschädigten 
Grundbesitz“ die Worte „ihren zerstörten, 
beschädigten oder verlorenen Grund- 
besitz.“ 

13. Dem § 261 Abs. 1 Nr. 2 wird nach einem 
Semikolon folgender Halbsatz angefügt: 

„dabei sind auch fällige Ansprüche auf 
Leistungen in Geld oder Geldeswert zu 
berücksichtigen, sofern deren Verwirk- 
lichung möglich ist.“ 

14. § 262 Halbsatz 2 wird wie folgt geändert: 

„dies gilt nicht für Beträge, die für 
einen in der Vergangenheit liegenden 
Zeitraum rechtskräftig bewilligt wor- 
den sind.“ 

15. § 263 erhält folgenden neuen Absatz 3: 

„(3) Liegen die Voraussetzungen so- 
wohl für die Unterhaltshilfe als auch 
für die Entschädigungsrente vor, so 
kann der Berechtigte wählen, in welcher 
Form er Kriegsschadenrente beziehen 
will. Beantragt der Berechtigte Ent- 
schädigungsrente neben Unterhaltshilfe, 
so kann er für beide Formen der 
Kriegsschadenrente entweder nur Ver- 
mögensschäden oder nur den Verlust 
der beruflichen oder sonstigen Existenz- 
grundlage geltend machen.“ 

16. In § 265 Abs. 4 erhält der 2. Halbsatz des 
Satzes 1 folgende Fassung: 
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„die Jahresfrist beginnt bei Personen, 
die nach § 230 Abs. antragsberechtigt 
sind und nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) genommen haben, mit 
dem Ersten des Monats, der auf die 
Aufenthaltnahme im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) folgt, in allen übrigen Fällen 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes." 

17. § 266 wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fas- 
sung: 

„Ermittlung des Schadens und des 
Grundbetrags" 

2. An die Stelle der Absätze 2 bis 4 treten 
folgende neue Absätze 2 und 3: 

„(2) Bei Vermögensschäden wird 
für die Berechnung der Kriegsscha- 
denrente von dem Grundbetrag 
ausgegangen, der sich bei entspre- 
chender Anwendung der §§ 246 bis 
249 ergibt. Für Zwecke der Ent- 
schädigungsrente ist auf Grund von 
Sparerschäden ein Schadensbetrag 
nicht anzusetzen. Die Grundbeträge 
nicht dauernd getrennt lebender 
Ehegatten werden zusammengerech- 
net, auch wenn einer der Ehegatten 
nach der Schädigung gestorben ist; 
der überlebende Ehegatte kann für 
Zwecke der Kriegsschadenrente in- 
soweit auch die Feststellung des 
Schadens des verstorbenen Ehegat- 
ten beantragen. 

(3) Schäden durch Verlust der 
beruflichen oder sonstigen Existenz- 
grundlage werden für Zwecke der 
Ünterhaltshilfe nur dem Grunde 
nach, für Zwecke der Entschädi- 
gungsrente auch der Fiöhe nach 
festgestellt; bei der Ermittlung der 
Fiöhe des Schadens werden die Ein- 
künfte nicht dauernd getrennt 
lebender Ehegatten zusammen- 
gerechnet, auch wenn einer der Ehe- 
gatten nach der Schädigung gestor- 
ben ist." 

18. § 267 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Nr. 4 wird hinter den 
Worten „frühere selbständige Berufs- 


tätigkeit" eingefügt: „oder als zusätz- 
liche Versorgungsleistung einer berufs- 
ständischen Organisation." 

2. In Absatz 2 erhält Nr. 5 folgende Fas- 
sung: 

„5. Für Rentenleistungen, die Voll- 
waisen (§ 265 Abs. 3) oder Kin- 
der (Absatz 1) beziehen, oder 
die der Berechtigte als Zulage 
für Kinder erhält, wird je Voll- 
waise oder Kind ein Freibetrag 
in Fiöhe dieser Rentenleistungen 
oder Zulagen, höchstens jedoch 
in Fiöhe von 20 Deutsche Mark 
monatlich gewährt; der Frei- 
betrag entfällt, soweit für die 
Vollwaise oder das Kind ein 
Freibetrag nach Nr. 2 a bis 2 d 
gewährt wird." 

3. Als Nr. 6 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„6. Renten aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter (Invaliden- 
versicherung) und der Renten- 
versicherung der Angestellten 
(Angestelltenversicherung) sind 
mit den um folgende Freibeträge 
gekürzten Beträgen als Ein- 
künfte anzusetzen: 

bei Bezug von Invalidenrenten, 
Ruhegeldern, Knappschaftsren- 
ten, Knappschaftsvollrenten 

5 DM monatlich, 

bei Bezug von Witwenrenten, 
Witwerrenten, Witwenvollren- 
ten 4 DM monatlich, 

bei Bezug von Waisenrenten 

2 DM monatlich." 

4. In Absatz 3 werden die Worte „des Ein- 
kommenshöchstbetrags" ersetzt durch 
die Worte „der Einkünfte". 

19. In § 270 werden gestrichen 

1. In Absatz 1 Satz 1 die Worte „bei Be- 
rechnung des Einkommenshöchstbetrags" , 

2. In Absatz 2 die Worte „des Berech- 
tigten“, 

3. In Absatz 3 die Worte „dem Berech- 
tigten". 
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20. In § 272 Abs. 2 Satz 2 erhält der letzte 
Halbsatz folgende Fassung; 

„dies gilt unter den Voraussetzungen 
des § 261 Abs. 2 Satz 2 entsprechend.“ 

21. In § 273 Abs. 2 Satz 1 erhält der 2. Halb- 
satz folgende Fassung: 

„anzurechnen sind für die Zeit bis 
zum 31. März 1952 Leistungen an 
Unterhaltshilfe und an Unterhaltszu- 
schuß nach dem Soforthilfegesetz mit 
den sich aus § 38 des Soforthilfe- 
gesetzes ergebenden Beträgen, für die 
Zeit vom 1. April 1952 ab die tat- 
sächlichen Zahlungen an Unterhalts- 
hilfe nach diesem Gesetz und an 
Unterhaltshilfe nach dem Soforthilfe- 
gesetz einschließlich der Teuerungszu- 
schläge nach dem Soforthilfeanpas- 
sungsgesetz je in Höhe des halben 
Betrages, Zahlungen an Unterhalts- 
zuschuß jedoch mit dem vollen Betrag.“ 

22. § 278 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 erhält Satz 2 folgende 
Fassung; 

„Stirbt der Berechtigte vor dem 
Inkrafttreten des vorbehaltenen 
Gesetzes, ohne daß seine Ehefrau 
oder seine alleinstehende Tochter 
nach § 272 Abs. 2 oder nach § 273 
Abs. 2 an seine Stelle tritt, so wer- 
den die geleisteten Zahlungen an 
Unterhaltshilfe und an Unterhalts- 
zuschuß nach diesem Gesetz und 
nach dem Soforthilfegesetz ein- 
sdilleßlich der Teuerungszuschläge 
nach dem Soforthilfeanpassungs- 
gesetz mit dem sich aus § 273 
Abs. 2 Satz 1 ergebenden Betrage 
auf den Grundbetrag der Haupt- 
entschädigung angerechnet.“ 

2. Absatz 2 wird gestrichen. 

23. In § 284 wird Absatz 2 gestrichen; der 
bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

24. In § 285 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte 
„sofern die Entschädigungsrente wegen 
Vermögensschäden gewährt wird“ ge- 
strichen. 

25. In § 287 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 werden 
die Worte „dem 31. Dezember 1952“ er- 
setzt durch die Worte „dem 1. Mai 1953.“ 


26. § 290 wird wie folgt geändert; 

1. In Absatz 1 erhält Satz 3 folgende 
Fassung: 

„Die Überzahlung kann auch als 
Vorauszahlung auf die laufenden 
Zahlungen behandelt werden, es 
sei denn, daß der Berechtigte nach- 
weist, daß er den zuviel erhaltenen 
Betrag in gutem Glauben ange- 
nommen und verbraucht hat.“ 

2. In Absatz 3 werden hinter den Wor- 
ten „Verbände und Einrichtungen“ 
eingefügt die Worte „sowie die Ver- 
sorgungsdienststellen.“ 

27. § 291 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Vertriebenen und Kriegs- 
sachgeschädigten, welche die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung 
sowohl von Kriegsschadenrente als 
auch von Aufbaudarlehen nach 
§ 254 Abs. 1 erfüllen, kann nach 
ihrer Wahl entweder Kriegs- 
schadenrente oder ein Aufbau- 
darlehen nach § 254 Abs. 1 ge- 
währt werden. Sind auf ein solches 
Aufbaudarlehen bereits Leistungen 
bewirkt worden, so kann Kriegs- 
schadenrente nur gewährt werden, 
wenn diese Leistungen zurück- 
erstattet sind oder wenn glaub- 
haft gemacht ist. daß der Berech- 
tigte Hauptentschädigung zu er- 
halten hat, die die nicht zurück- 
erstatteten Darlehensbeträge um 
5000 DM übersteigt. Dies gilt auch 
für Leistungen, die dem Berech- 
tigten zum Existenzaufbau nach 
§ 44 des Soforthilfegesetzes oder 
nach den Vorschriften des Flücht- 
Ilngssledlungsgesetzes gewährt wor- 
den sind.“ 

2. In Absatz 2 werden hinter „Aufbau- 
darlehen“ eingefügt die Worte „nach 
§ 254 Abs. 1“. 

28. § 292 wird wie folgt geändert: 

1. Hinter Absatz 4 wird folgender neuer 
Absatz 5 eingefügt; 

„(5) Die Absätze 3 und 4 finden 
entsprechend auf Leistungen An- 
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Wendung, die der Landesfürsorge- 
verband im Rahmen der Tuber- 
kulosenhilfe gewährt; dies gilt je- 
doch nur insoweit, als das Ein- 
kommen des Kranken und seines 
von ihm nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten zu den hierfür 
entstehenden Aufwendungen her- 
angezogen werden darf.“ 

2. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

29. Dem § 293 Abs. 2 wird folgender Satz 3 
angefügt: 

„Ist ein Ehegatte nach der Schädigung 
verstorben, so hat den Anspruch auf 
die Hausratentschädigung in voller 
Höhe der überlebende Ehegatte.“ 

30. An § 295 Abs. 3 wird (außerhalb der 
Nr. 3) folgender Halbsatz angefügt: 

„die Zuschläge werden für eine Person 
nur einmal gewährt; sie werden nicht 
für den Ehegatten gewährt, der selbst 
Anspruch auf Hausratentschädigung 
hat.“ 

31. In § 296 Abs. 2 werden die Worte „sowie 
entsprechende Leistungen aus sonstigen 
öffentlichen Mitteln, wenn diese letzteren 
Leistungen den Betrag von 200 Deutsche 
Mark übersteigen“ gestrichen. 

31a. In § 323 Abs. 3 wird vor „150 Millionen 
Deutsche Mark“ das Wort „mindestens“ 
gesetzt. 

32. In § 332 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Entscheidungen sind dem 
Antragsteller und dem Vertreter der 
Interessen des Ausgleichsfonds zuzu- 
stellen. Für das Zustellungsverfahren 
gelten, mit Ausnahme des § 11, die 
Vorschriften des Verwaltungszustel- 
lungsgesetzes vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379)“. 

33. § 345 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den 
Worten „der Interessen des Ausgleichs- 
fonds“ eingefügt die Worte „binnen 
eines Monats nach Zustellung“. 

2. An Absatz 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: „Sind nach allgemeinen gesetz- 


lichen Vorschriften die Voraussetzun- 
gen für eine verwaltungsgerichtliche 
Klage gegeben, so gilt § 339 ent- 
sprechend.“ 

34. An § 347 wird folgender Satz angefügt: 

„Sind nach allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften die Voraussetzungen für 
eine verwaltungsgerichtliche Klage ge- 
geben, so gilt § 339 entsprechend.“ 

Artikel 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) In der Fassung 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 534) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 9 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Nr. 1 werden Im 2. Halb- 
satz nach den Worten „Im Verhältnis 
zu dem unmittelbar Geschädigten“ die 
Worte eingefügt „oder Im Falle einer 
Nacherbfolge zu dem vor dem 
Schadensereignis verstorbenen Erb- 
lasser.“ 

2. In Absatz 1 wird die Nr. 2 d nach 
einem Komma wie folgt ergänzt: 

„vorausgesetzt, daß der nachträg- 
lich Zugezogene mit einer Person 
zusamrnengeführt wird, die schon 
am 31. Dezember 1950 im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) ständigen 
Aufenthalt hatte.“ 

3. Hinter Absatz 1 wird folgender Ab- 
satz 2 neu eingefügt: 

„(2) Befindet sich der Geschä- 
digte in Kriegsgefangenschaft oder 
Ist er außerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Grundgesetzes oder von 
Berlin (West) Interniert oder in 
einem Zwangsarbeitsverhältnis fest- 
gehalten, ohne daß dies durch ein 
Verhalten veranlaßt wäre, das nach 
deutschem Strafrecht den Tat- 
bestand eines Verbrechens oder 
Vergehens darstellt, oder Ist er 
verschollen, sind folgende Antrags- 
berechtigte, sofern sie ihren stän- 
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digen Aufenthalt am 31. Dezember 
1950 im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) gehabt haben, berechtigt, 
Ausgleichsleistungen für ihn zu be- 
antragen 

1. der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vor- 
handen Ist, jeder Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte nodi 
Abkömmlinge vorhanden sind, 
jeder Elternteil.“ 

4. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

2. In § 10 erhält Absatz 2 folgende Fassung; 

„(2) Die Vorschriften des § 9 Abs. 2 
und 4 gelten sinngemäß.“ 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 3 wird folgender Satz 2 
angefügt: 


Bonn, den 7. Mai 1953 


„Ist ein Ehegatte nadti der Schädi- 
gung, aber vor dem 1. April 1952 
gestorben, so gilt der überlebende 
Ehegatte allein als unmittelbar Ge- 
schädigter.“ 

2. Plinter Absatz 6 wird folgender neuer 
Absatz 7 eingefügt: 

„(7) Ist der Hausratverlust 
einem verwitweten Ehegatten ent- 
standen, der Im Zeitpunkt der 
Schädigung im Besitz des Hausrats 
war, und hatte bis zu diesem Zeit- 
punkt eine Erbauseinandersetzung 
noch nicht stattgefunden, so gilt 
der verwitwete Ehegatte allein als 
unmittelbar geschädigt.“ 

3. Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner 
Verkündung in Kraft. 


Dr. Schröder (Düsseldorf) und Fraktion 
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